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Geltungsbereich:  
 
Der Geltungsbereich umfasst im 
Wesentlichen das Gelände des 
ehemaligen Gartenfachmarktes 
der Fa. Meisert, das im Einzelnen 
begrenzt wird durch die nördli-
chen und östlichen Grenzen der 
Flurstücke 7/21 und 7/22 (Grund-
stück Riethorst 21), die östliche 
Grenze der geplanten öffentliche 
Verkehrsfläche im Verlauf des 
Flurstücks 7/14, die südöstliche 
Grenze des Flurstücks 7/20 
(Riethorst 19) sowie deren Ver-
längerung, die südliche Grenze 
des Flurstücks 20/13 (Straßen-
verlauf Riethorst) bis zur Verlän-
gerung der westlichen Grenze 
des Flurstücks 6/16, weiter ent-
lang dieser Flurstücksgrenze so-
wie des Flurstücks 6/50 bis zur 
Verlängerung der nördlichen 
Grenze des Flurstücks 7/21 (alle 
Flur 3, Gemarkung Klein-
Buchholz). 
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1. Zweck des Bebauungsplanes 
 
Die zum Talanx-Konzern gehörenden und in Bothfeld bereits ansässigen Versicherungsge-
sellschaften des HDI beabsichtigen, im Zuge der Integration des Kölner Gerlingkonzerns die 
somit entstandene HDI-Gerling Sachversicherungsgruppe in einem zentralen Neubau an der 
Riethorst / Kirchhorster Straße unterzubringen. Hierzu sollen Teilgesellschaften von Köln 
nach Hannover verlegt und außerdem die im Stadtgebiet von Hannover verteilten Gesell-
schaften integriert werden. 
 
Die Ansiedlung "Neubau Zentrale HDI-Gerling" trägt zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in 
Hannover bei und stärkt den Büro- und Verwaltungsstandort "Podbielskistraße / Kirchhorster 
Straße". In einem 1. Bauabschnitt sind zunächst Arbeitsstätten für bis zu ca. 2.000 Beschäf-
tigte geplant. Das Projekt liegt daher im besonderen städtischen Interesse.  
 
Der Bebauungsplan ist auf eine Erweiterung ausgelegt. Ob und wann eine Erweiterung je-
doch erfolgt, ist derzeit nicht absehbar. 
 
Die Kirchhorster Straße hat einen Lagevorteil durch die Anbindungen an die Autobahnen in 
Nord-Süd- und Ost-West-Richtung. Sie hat sich zu einer der wichtigsten Eingangsstraßen 
Hannovers entwickelt. Auch durch die Verlängerung der Stadtbahn von Lahe nach Altwarm-
büchen / Isernhagen sowie durch das Vorhandensein von freien und mindergenutzten Flä-
chen bietet sich die Chance der Erweiterung des Bürostandortes im Nordosten Hannovers. 
 
Voraussetzung zur Errichtung eines neuen Verwaltungsgebäudes ist der Erwerb der Fläche 
des ehemaligen Gartenfachmarkts durch die Versicherungsgesellschaft. Ein Kaufvertrag 
über die für den Neubau benötigten Flächen wurde in 2007 geschlossen. 
 
Der im nördlichen Bereich der Bebauungsplanänderung vorhandene Betrieb zur Pferdehal-
tung einschließlich Wohngebäude soll an diesem Standort gesichert werden. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 389 setzt für die überwiegende Fläche Landwirtschaftliche Fläche 
(Erwerbsgärtnerei) fest. Diese Festsetzung entspricht nicht mehr den zukünftig geplanten 
Nutzungen des Grundstücks. Um die geänderte städtebauliche Entwicklung zu ermöglichen 
(Büro/Verwaltung) und bereits bestehende Nutzungen (Pferdehaltung) zu sichern, muss der 
Bebauungsplan geändert werden. Mit der Bebauungsplanänderung sollen die Vorausset-
zungen für die Zulässigkeit der Bauvorhaben gemäß § 30 Abs. 1 BauGB geschaffen werden. 
 
Parallel zur Bebauungsplanänderung wird der Flächennutzungsplan geändert. In der    
208.1. Änderung des Flächennutzungsplanes wird der Bereich der Bebauungsplanänderung 
im überwiegenden Teil als gemischte Baufläche und der nördliche Teil als landwirtschaftlich 
genutzte Fläche dargestellt. Der Feststellungsbeschluss durch den Rat der Landeshaupt-
stadt Hannover wurde am 19.03.09 gefasst. Der Genehmigungsantrag bei der Region Han-
nover wurde am 25.03.09 gestellt. Es ist zu erwarten, dass die Genehmigung Ende April 
2009 vorliegt und die Flächennutzungsplanänderung dann durch Bekanntmachung wirksam 
werden kann. Die Bebauungsplanänderung wird somit spätestens zum Satzungsbeschluss 
insgesamt aus dem Flächenutzungsplan entwickelt sein. 
 
Der Begründung wird ein Umweltbericht beigefügt (s. Pkt. 7). Hierin sind die auf Grund der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-
schutzes dargelegt. 
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2. Städtebauliche Ziele 
 
2.1 Städtebauliche Situation  
 
Anfang der siebziger Jahre wurde durch den Stadtbahnbau an der damaligen Endstation 
Lahe ein Standort für intensive Büronutzung erschlossen. Der Straßenzug Podbielskistraße / 
Kirchhorster Straße ist die Hauptausfallroute in Richtung Nordosten. Sie bindet die City so-
wohl an die Ost-West- als auch an die Nord-Süd-Autobahn an. Von mehreren Großverwal-
tungen der privaten Wirtschaft wird der Vorteil von Bauflächen mit Autobahn- und Stadt-
bahnanschluss in Anspruch genommen. Städtebauliches Ziel ist es, die Bindung dieser Nut-
zung an den Standort weiterhin zu fördern. Entwicklungsschwerpunkte für Büros und Verwal-
tungen in peripherer, gut erschlossener Lage bieten größeren Verwaltungen auch langfristig 
gute Entwicklungsmöglichkeiten.  
 
In unmittelbarer Nähe befinden sich weitere Bürogebäude, in denen die Verwaltungen der 
ExxonMobil, BEB, des AWD und die derzeitige Hauptverwaltung von HDI ansässig sind. 
Hierbei handelt es sich teilweise um Gebäude mit bis zu zehn Geschossen, die den Bereich 
auch in der Fernwirkung dominieren. 
 
Im Süden grenzt der Änderungsbereich an die Fläche der P+R - Anlage Lahe an. Im Zuge 
der Verlängerung der Stadtbahnlinie nach Altwarmbüchen sind die ehemaligen und bereits 
abgebrochenen Umsteigeanlagen sowie die Wendeschleife der Stadtbahn nicht mehr erfor-
derlich. Sie ist bereits zurückgebaut. Um eine Nutzung als Stellplatzfläche für das benach-
barte Bürogebäude zu ermöglichen, befindet sich derzeit die 1. Änderung des Bebauungs-
plans 473 (P+R - Anlage Lahe) im Verfahren. Der östliche Teil bleibt als P+R - Anlage mit 
veränderter Zufahrt von der Straße Riethorst aus erhalten. 
 
Westlich des Änderungsbereichs schließt sich eine viergeschossige Wohnbebauung an. Die-
se wird durch einen bereits vorhandenen Gehölzstreifen von dem Gelände des geplanten 
Verwaltungsstandortes und des Grundstücks mit Pferdehaltung getrennt.  
 
Im Norden schließen an den Änderungsbereich der geschützte Landschaftsraum Laher Wie-
sen und ein Regenrückhaltebecken an. Im Osten schließt der Änderungsbereich den Laher 
Graben begleitenden Fuß- und Radweg mit ein. Der Laher Graben ist im "Städtebaulich-
landschaftsplanerischen Rahmenkonzept Bothfeld - Vahrenheide" (2004) mit der Zielvorstel-
lung einer naturnahen Umgestaltung dargestellt. Der naturnahe Ausbau ist 2006 erfolgt.  
 
Im Änderungsbereich selbst wurde der ehemalige Gartenfachmarkt mittlerweile abgebro-
chen. Im Nordteil des Änderungsbereiches befinden sich Wohn- und Nebengebäude des 
bisherigen Betriebsinhabers des aufgegebenen Gartenfachmarktes. Im Hinblick auf die seit 
vielen Jahren betriebene Pferdehaltung und -zucht soll die Fortführung dieser Nutzung er-
möglicht werden. 
 
Der derzeitig geltende Bebauungsplan Nr. 389 vom 20.09.1967 setzt für den vorliegenden 
Änderungsbereich nördlich der Straße Riethorst Fläche für die Landwirtschaft (Erwerbsgärt-
nerei) fest. Westlich daran angrenzend ist ein 4,0 m breiter Streifen als anzupflanzender und 
zu erhaltender Gehölzstreifen festgesetzt. Dieser ist überwiegend Bestandteil des angren-
zenden Wohngebietes. Nördlich der Wendeanlage Thieshof steht der Streifen im Eigentum 
der Landeshauptstadt Hannover. 
 
Städtebauliches Konzept / Gutachterverfahren 
 
Um optimale Lösungsansätze für die bauliche Verwirklichung des geplanten Projektes zu 
erreichen, wurde ein Planungsgutachten in Auftrag gegeben. Gegenstand der Aufgabe war 
die Erarbeitung von Vorentwürfen für die neue Zentrale der HDI-Gerling Sachversicherungs-
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gruppe im Plangebiet. Die städtebaulichen Rahmenbedingungen für die Arbeiten wurden 
dazu folgendermaßen definiert: 
 
� Der zu erstellende Masterplan soll eine Realisierung in verschiedenen Baustufen zeigen.  
� Der erste Abschnitt soll mit Arbeitsplätzen für ca. 1.500 bis 1.800 Beschäftigte und. ca. 

55.000 m² BGF vorgesehen werden, die Grundflächenzahl soll sich an dem Wert 0,8 und 
die Geschossflächenzahl an 2,4 orientieren. 

� Die benachbarte Wohnbebauung ist hinsichtlich Höhe, Gestaltung und Lärmauswirkun-
gen im Gebäudeentwurf zu berücksichtigen.  

� Längs der Kirchhorster Straße und der Straße Riethorst ist eine Bebauung denkbar, die 
sich an der gegenüberliegenden zehngeschossigen Bebauung orientiert. 

� Die Haupterschließung soll von der Straße Riethorst erfolgen. 
� Der Übergang der Bürobebauung zum Landschaftsraum bzw. zum Laher Graben soll im 

Konzept in einer entsprechenden Freiflächengestaltung berücksichtigt und gestaltet wer-
den. 

� Über das Gelände verläuft parallel zur Kirchhorster Straße eine Erdgasfernleitung, die 
nicht überbaut werden darf.  

� Ziel ist der Bau eines modernen und innerhalb der wirtschaftlichen Amortisierbarkeit öko-
logischen und energieeffizienten Bürogebäudes. 

 
Durch den Investor wurden fünf Architekturbüros zur Abgabe eines Entwurfes aufgefordert. 
Die Organisation und Koordination wurde von einer Projektmanagement Gesellschaft über-
nommen. Das Beurteilungsgremium aus Vertretern der Landeshauptstadt Hannover (Politik 
und Verwaltung), des Bauherrn, der Projektmanagement Gesellschaft sowie Architekten als 
Fachpreisrichter hat daraufhin im Januar 2008 einstimmig einen Entwurf für eine weitere Ü-
berarbeitung vorgeschlagen, bei dem sich um eine zentrale Halle kammartig sechsgeschos-
sige Gebäuderiegel gruppieren. Wesentlicher Vorteil dieses Entwurfes ist die beste Einpas-
sung in den Landschaftsraum und Rücksichtnahme auf die westlich benachbarte Wohnbe-
bauung. Die Büroriegel werden aufgeständert, Dach- und Tiefgaragenflächen sollen begrünt 
werden, so dass das gesamte Gebäude in den Landschaftsraum eingebettet ist. Die auf-
geständerten Büroriegel ermöglichen eine optimale Belüftung und Belichtung der Büroräume 
mit Außenbezug in die umgebende Landschaft. Oberirdische Parkplätze sollen durch Bäume 
und Hecken gegliedert werden. Der zentrale Eingangsbereich liegt an der Straße Riethorst.. 
 
Die einzelnen Büroriegel gehen von vier Erschließungskernen aus und gruppieren sich wind-
mühlenartig um die zentrale Halle, im 1. Bauabschnitt mit acht Armen, von denen drei nach 
Süden, jeweils zwei nach Westen und Osten sowie einer nach Norden orientiert sind. In ei-
nem 2. Bauabschnitt sollen drei weitere Arme nach Norden und einer nach Südwesten er-
gänzt werden. Der 1. Bauabschnitt ist auf bis zu ca. 2.000 Mitarbeiter ausgerichtet. In einem 
weiteren, noch nicht konkret geplanten Bauabschnitt soll die Bürokapazität auf maximal 
3.000 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ergänzt werden können. Dafür sind ca. 750 Stellplätze 
in einer Tiefgarage (TG), und ca. 250 weitere Stellplätze ebenerdig zwischen den Gebäude-
riegeln vorgesehen. 
 
In der Anlage 1 zur Begründung sind die fünf Entwürfe beigefügt. Der vom Beurteilungsgre-
mium ausgewählte Entwurf ist in Anlage 1.5 dargestellt. Er bildet die Grundlage für die Be-
bauungsplanänderung. 
 
 
2.2 Bauland  
 
Die Bebauungsplanänderung beinhaltet zwei Baugebiete. Die größere südliche Fläche wird 
als Sondergebiet Büro und Verwaltung festgesetzt. Auf dieser ehemaligen Fläche des Gar-
tenfachmarktes soll das Verwaltungsgebäude verwirklicht werden. Im nördlichen Bereich 
wird auf der ehemals zum Grundstück des Gartenfachmarkts gehörenden Fläche die bereits 
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seit längerem vorhandene Nutzung in einem Sondergebiet Pferdehaltung und betriebsbe-
dingtes Wohnen planungsrechtlich gesichert. 
 
2.2.1 Sondergebiet Pferdehaltung und betriebsbeding tes Wohnen 
 
Das Sondergebiet Pferdehaltung und betriebsbedingtes Wohnen dient der Sicherung der 
bisherigen Nutzung. Zur Bestandssicherung soll die bisher langjährig ausgeübte Tätigkeit -  
die Haltung und Zucht von Pferden - weiterhin ermöglicht werden. Eine nördlich gelegene 
10.000 m² große städtische Weidefläche ist an den Betrieb verpachtet. Weiteres Futtermittel 
wird angeliefert. Die Festsetzung sieht für das sonstige Sondergebiet Pferdehaltung und be-
triebsbedingtes Wohnen die Unterbringung von baulichen Anlagen für die Haltung und Zucht 
von bis zu höchstens 15 Pferden und von nicht mehr als zwei Wohnungen vor. Im Einzelnen 
sind Stallungen einschließlich Funktionsräume, Gebäude für Betriebsmittel, Maschinen und 
Geräte, eine Mistlagerstätte, Longierzirkel, Außenreitplätze sowie eine Reit- und Bewe-
gungshalle allgemein zulässig. Damit werden die für eine Weiterführung des Betriebes erfor-
derlichen Einrichtungen an dieser Stelle planungsrechtlich ermöglicht. Weiterhin sind 2 Woh-
nungen (z.B. für Betriebsleiter, Arbeitskräfte, Auszubildende) zulässig, die der Hautnutzung 
zugeordnet und ihr in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.  
 
Eine Beeinträchtigung des reinen Wohngebietes und des Sondergebietes Büro und Verwal-
tung ist nicht zu erwarten. Die Nutzung des Sondergebietes Pferdehaltung und betriebsbe-
dingtes Wohnen ist nach Osten ausgerichtet und damit von den westlich angrenzenden 
Wohngebieten abgewandt. Dies betrifft die Haupterschließung, die entlang der Ostseite des 
Plangebietes verläuft (s. Pkt. 2.3 Verkehr). Hierüber verläuft der gesamte Fahrzeugverkehr 
des Betriebes. Die für die Bereiche Thieshof und Weidkämpe erbrachten Dienstleistungen 
werden hinsichtlich Hausmüllentsorgung und Postanlieferung in Anspruch genommen. Dafür 
ist ein entsprechendes, 1,5 m breites Gehrecht für die Anlieger des Sondergebietes über den 
festgesetzten Pflanzstreifen festgelegt. Lärmbeeinträchtigungen sind also nicht zu befürch-
ten. 
 
In Bezug auf Geruchsimmissionen sind ebenfalls keine Interessenkonflikte zu befürchten. 
Die Stallungen sind im östlichen Bereich des Sondergebietes angeordnet. Die Entfernung zu 
den westlichen Wohngebieten beträgt ca. 200 m. Gesetzliche Abstandsvorgaben zwischen 
Wohngebäuden und Pferdestallungen gibt es nicht. Die Landwirtschaftskammer Hannover 
gibt allerdings Empfehlungen für derartige Abstände. Danach wird z.B. in Dorfgebieten ein 
Abstand von 30 m, in Wohngebieten ein Abstand von 60 m zwischen Wohnbebauung und 
Pferdestallungen empfohlen. Bei dem derzeitigen Abstand zwischen den Stallungen und 
dem westlich gelegenen reinen Wohngebiet wird daher nicht mit Konflikten durch Geruchs-
immissionen gerechnet. Zusätzlich befinden sich die Stallungen im Verhältnis zu den Wohn-
gebieten entgegen der Hauptwindrichtung. 
 
Die Grundflächenzahl wird mit 0,2 festgesetzt. Dies entspricht den Erfordernissen eines der-
artigen Gebietes, welches überwiegend auf Freiflächen ausgerichtet ist und stellt an der 
Ortsrandlage einen moderaten Übergang zu der offenen Landschaft und dem angrenzenden 
Landschaftsschutzgebiet dar. 
 
Die festgesetzten überbaubaren Flächen sichern die vorhandenen Gebäude. Das Wohnge-
bäude im nördlichen Bereich und die Stallungen befinden sich innerhalb der östlich gelege-
nen überbaubaren Fläche. Diese lässt noch Entwicklungsspielraum für geringfügige Erweite-
rungen zu. An der westlichen Grenze wird die vorhandene Reithalle festgesetzt. Diese Reit-
halle bewirkt eine deutliche Abschottung des Geländes zu den westlich angrenzenden 
Wohngebieten, zumal Gebäudeöffnungen, wie Fenster, Türen und Tore nach Westen nicht 
vorhanden sind und daher Lärm- oder Geruchsemissionen auch nicht zu befürchten sind. 
 
Entsprechend den vorhandenen Höhen wird die überbaubare Fläche im östlichen Bereich, in 
dem sich u. a. das Wohngebäude sowie die Stallungen befinden, auf ein Vollgeschoss be-
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grenzt. Die Höhe der Reithalle im westlichen Grundstücksbereich als abschirmendes Ele-
ment  gegenüber dem angrenzenden Wohngebiet darf 61 m ü. NN nicht überschreiten. Be-
zogen auf das nächstgelegene Straßenniveau ist damit eine Gebäudehöhe von mehr als 6 m 
möglich. Dies entspricht den Erfordernissen. 
 
2.2.2 Sondergebiet Büro und Verwaltung 
 
Entsprechend den städtebaulichen Zielen wird für den südlichen Bereich des Plangebietes 
ein Sondergebiet Büro und Verwaltung festgesetzt. Um die geplante Nutzung realisieren zu 
können, sind entsprechend Büro- und Verwaltungsgebäude allgemein zulässig. Ferner ist 
eine Betriebskindertagesstätte allgemein zulässig, um zur Betreuung der Kinder von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern eine entsprechende Einrichtung zu ermöglichen. Ausnahmswei-
se zulässig sind Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebslei-
ter, soweit sie der Hauptnutzung zugeordnet und ihr in Grundfläche und Baumasse unterge-
ordnet sind. Bei Gebäuden der geplanten Größenordnung sind u. U. Mitarbeiter notwendig, 
die jederzeit vor Ort sind. Dies lässt sich über derartige Dienstwohnungen entsprechend or-
ganisieren. 
 
Die überbaubare Fläche wird großflächig festgesetzt, um einen ausreichenden Entwick-
lungsspielraum zu ermöglichen. Es werden maximal sechs Geschosse festgesetzt. Damit 
wird ein moderater Übergang von der westlichen viergeschossigen Wohnbebauung und den 
südwestlich und südöstlich gelegenen Verwaltungsgebäuden gefunden, die ein bis neun 
bzw. sechs bis zehn Vollgeschosse aufweisen. Um den Übergang zur Wohnbebauung und 
den Einstieg in den Grünzug entlang des Laher Grabens möglichst offen und großzügig zu 
gestalten, werden nach Westen und Osten nur eingeschossig überbaubare Flächen vorge-
sehen. Diese Bereiche werden nach Westen zur Wohnbebauung über die Festlegung des 
Höchstmaßes der Oberkante der baulichen Anlage mit 61 m ü. NN höhenmäßig eindeutig 
definiert. Eingeschoben in diese eingeschossig überbaubaren Flächen werden jeweils zwei 
sechsgeschossige Baukörper, die Teil der im städtebaulichen Entwurf dargestellten kammar-
tigen Gebäudestruktur sind. Hierdurch wird eine verträgliche städtebauliche Einbindung in 
die Umgebung des geplanten Projektes ermöglicht. 
 
Die überbaubare Fläche wird durch Baugrenzen definiert. Entsprechend den textlichen Fest-
setzungen darf die westliche, nördliche und östliche Baugrenze für notwendige Treppenhäu-
ser und Lüftungsbauwerke ausnahmsweise jeweils auf einer Breite von bis zu 8 m um bis zu 
2 m Tiefe überschritten werden. 
 
Die GRZ wird mit 0,8 festgesetzt. Damit wird in etwa ein Versiegelungsgrad ermöglicht, der 
auch bisher durch die Bauten, Parkflächen und Erschließungsflächen des Gartenfachmark-
tes vorhanden war. Mit der festgesetzten GFZ von 2,4 wird eine Geschossfläche von maxi-
mal ca. 100.000 m² ermöglicht, so dass Arbeitsplätze für eine maximale Anzahl von 3.000 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen untergebracht werden können. Die festgesetzten Grundflä-
chen- und Geschossflächenzahlen entsprechen den im § 17 (1) BauNVO festgelegten Ober-
grenzen für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung. 
 
Werbeträger 
 
In der letzten Zeit ist zu beobachten, dass verstärkt besonders hohe Werbeträger (z.B. Wer-
bepylone) an Hauptverkehrsstraßen und überörtlichen Verkehrswegen aufgestellt werden, 
um sich in dem verschärfenden Wettbewerb Vorteile zu verschaffen und die Kundenströme 
auf sich zu lenken. Diese Anlagen beeinträchtigen jedoch auch wegen ihrer äußerst prägen-
den und weithin sichtbaren Wirkung das Ortsbild. Dies besonders dann, wenn durch die gro-
ße Höhe dieser Anlagen eine kilometerweit über das Baugebiet hinaus merkliche Wahr-
nehmbarkeit erzeugt wird. Dies kann zu einer unerwünschten Veränderung des vorhandenen 
Orts- bzw. Landschaftsbildes führen. 
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Die Höhe der Werbeträger soll daher im Bereich der Bebauungsplanänderung auf 10 m über 
der Höhe der nächstgelegenen Straßenverkehrsfläche beschränkt werden. Als selbständige 
Anlagen sollen sie nur ausnahmsweise zulässig sein. Mit der Begrenzung von Werbeträgern 
als Nebenanlagen oder als selbstständige Anlagen (Fremdwerbung) auf eine Gesamthöhe 
von 10 m wird einerseits ermöglicht, dass den gebietsbezogenen Belangen des Anbieters 
Rechnung getragen wird, andererseits werden bei dieser Begrenzung die negativen Auswir-
kungen vermieden. Selbstständige Werbeanlagen sollen nur als Ausnahme zugelassen wer-
den dürfen, um zu verhindern, dass die Erscheinungsform des Baugebiets durch Werbemas-
ten eine unerwünschte Prägung erhält. 
 
Wirkungen, die von frei stehenden Werbeanlagen ausgehen, sind auffälliger als an Fassa-
den und daher anders zu beurteilen. Werbeanlagen an Gebäuden sind daher bis zur jeweili-
gen Gebäudetraufe zulässig, dürfen diese allerdings nicht überschreiten. 
 
Fläche für Tiefgaragen Stellplätze und deren Zufahr ten 
 
Die für das Planvorhaben erforderlichen Einstellplätze werden auf dem Grundstück unterge-
bracht. Der größte Teil (750 Einstellplätze) der maximal geplanten Pkw-Stellplätze soll in 
einer Untergeschoss-Ebene angeordnet werden, weitere ca. 250 Stellplätze werden ebener-
dig überwiegend im westlichen und nördlichen Grundstücksbereich erstellt. Für die Unter-
bringung der Einstellplätze wird eine Fläche für Tiefgaragen, Stellplätze und deren Zufahrten 
festgesetzt. 
 
Aus gestalterischen Gründen sind Tiefgeschosse topographisch so einzufassen, dass keine 
baulichen Kanten zur Wohnbebauung hin sichtbar sind. 
 
 
2.3 Verkehr  
 
Der Erschließung des Plangebietes wurden Verkehrsuntersuchungen zu Grunde gelegt  
(s. Pkt. 6, Fachgutachten Nr. 5 und 6). Unter Punkt 3.1 (Lärmschutz) wird das schalltechni-
sche Gutachten (8) zu den erwarteten Verkehrsemissionen erläutert. 
 
Die Festlegung von Feuerwehrzufahrten und -durchfahrten mit ihren notwendigen Anbindun-
gen an die öffentlichen Verkehrsflächen erfolgt im Baugenehmigungsverfahren. 
 
Das Plangebiet ist durch die vorhandenen Straßen gut erschlossen. Es liegt im Nordosten 
Hannovers im Schnittpunkt mehrerer Hauptverkehrsstraßen (B 3 / A 37, Buchholzer Straße / 
L 382, Kirchhorster Straße).  
 
Aufgrund der städtebaulichen Neuordnung muss allerdings die Erschließung des Sonderge-
bietes Pferdehaltung und betriebsbedingtes Wohnen neu geregelt werden. 
 
2.3.1 Erschließung des Sondergebiets Pferdehaltung und betriebsbedingtes  
 Wohnen 
 
Die Erschließung des genannten Sondergebietes erfolgt über einen im östlichen Planbereich 
überwiegend als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzten Weg. Die Wegeverbindung führt 
seit langem als Fuß- und Radweg in die nördlich und östlich an das Plangebiet angrenzende 
öffentliche Grünverbindung, die die Siedlungsbereiche Bothfelds und Misburgs verbindet. Sie 
ist weiterhin Teil des übergeordneten Rad- und Fußwegesystems, über das insbesondere 
eine Verbindung zu den Landschaftsräumen Laher Wiesen und Große Heide, sowie zum 
Stadtfriedhof Lahe, zum Altwarmbüchener See und zum Misburger Wald hergestellt wird. An 
diesem Weg besteht somit ein öffentliches Interesse. Eine planungsrechtliche Regelung gab 
es für diese Wegeverbindung bisher nicht. 
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Zusätzlich zu der bisherigen Funktion soll nunmehr auch die Erschließung des Sondergebie-
tes Pferdehaltung und betriebsbedingtes Wohnen über diesen Weg ermöglicht werden. Im 
Planungsverlauf sind zwei Alternativen untersucht worden, die Erschließung des Sonderge-
bietes Pferdehaltung und betriebsbedingtes Wohnen über die Westseite des Grundstücks zu 
ermöglichen. Hier sollte entweder über die Straße Thieshof oder über die Straße Weidkämpe 
sowie das angrenzende Grundstück des Regenwasserrückhaltebeckens ein verkehrlicher 
Anschluss gefunden werden. Zu dieser Erschließungsvariante wurde eine schalltechnische 
Stellungnahme eines Gutachters eingefordert, um zu überprüfen, ob der durch das Sonder-
gebiet Pferdehaltung und betriebsbedingtes Wohnen ausgelöste Verkehr mit dem benach-
barten reinen Wohngebiet verträglich ist. Der Gutachter schreibt dazu: 
 
„Nach den Ergebnissen der vorliegenden schalltechnischen Berechnungen stellt sich die 
Immissionssituation im Bereich der durch eine verkehrliche Erschließung des Sondergebie-
tes Pferdezucht über die Straße Weidkämpe betroffenen Bebauung wie folgt dar: 

• Anlagengeräusche... 
Bei einer Lkw-Bewegung in der ungünstigsten Nachtstunde berechnen sich für die hierdurch 
am stärksten betroffenen Aufpunkte Beurteilungspegel von rd. 45 dB(A) und damit eine Ü-
berschreitung des maßgeblichen Nacht-Richtwertes um rd. 10 dB(A) ... . 
Mögliche Spitzenpegel durch „kurzzeitige Einzelergebnisse“ lassen eine Überschreitung des 
in der Nachtzeit maßgeblichen Bezugspegels (Richtwert + 20 dB) um bis zu 24 dB(A) erwar-
ten ... . 

• Nutzung der Straße Weidkämpe... 
Die Rechenergebnisse zeigen, dass bei einer angenommenen Fahrzeugfrequenz von einer 
Lkw-Bewegung pro Stunde auch in der Nachtzeit der für Wohngebiete nach § 2 der 16. 
BImSchV maßgebliche Immissionsgrenzwert eingehalten wird. Dies gilt auch unter Berück-
sichtigung der für den betrachteten Straßenabschnitt angenommenen Vorbelastung durch 
bereits vorhandene Erschließungsverkehre, die für die Nachtzeit mit 10 Pkw/h angesetzt 
wurde. Allerdings beträgt die „Sicherheit“ bis zum Erreichen des Grenzwerts lediglich 1,5 
dB(A), so dass bei einer Erhöhung der angesetzten Fahrzeugmenge um rd. 40 % oder unter 
Einbeziehung der im Bereich des Wendeplatzes genutzten öffentlichen Stellplätze der 
Grenzwert erreicht wäre. 
Der Vollständigkeit halber ist abschließend darauf hinzuweisen, dass der im Rahmen städte-
baulicher Planungen zu beachtende Orientierungswert (Anhaltswerte nach Beiblatt 1 zu DIN 
18005) für WR-Gebiete in diesem Fall allein durch den Zusatzverkehr um rd. 4 bis 5 dB(A) 
überschritten wird ... .“ 
 
Aufgrund dieses Gutachtens und den prognostizierten Immissionsbelasten für die angren-
zenden reinen Wohngebiete wurde auf eine Erschließung des Sondergebietes Pferdehaltung 
und betriebsbedingtes Wohnen von der Westseite aus abgesehen, so dass lediglich eine 
Erschließung von der Ostseite des Grundstücks aus erfolgen kann. 
 
Der Weg entlang des Laher Grabens wird daher überwiegend als öffentliche Verkehrsfläche 
und eine mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Fläche festgesetzt. Eine Verbreiterung 
des bereits in der Örtlichkeit vorhandenen Weges in den vorhandenen Gewässerrandstreifen 
des Laher Grabens ist nicht geplant, sondern eine Verbreiterung auf der Westseite. Eine 
Zufahrt wird nur für die Anlieger des Sondergebietes Pferdehaltung und betriebsbedingtes 
Wohnen ermöglicht werden. Ein schmaler westlicher Streifen des Weges befindet sich auf 
dem Grundstück des geplanten Bürogebäudes. Da ein Eigentumsübergang nicht gewünscht 
ist, werden die benötigten Flächen daher mit einem Geh- und Fahrrecht für die nördlich an-
grenzenden Anlieger sowie mit einem Geh- und Fahrrecht (nur Radverkehr) für die Allge-
meinheit belastet. Eine Zuwegung bzw. Zufahrt für das westlich angrenzende Sondergebiet 
Büro- und Verwaltung ist nicht vorgesehen, da für dieses Baugebiet ein eigenes Verkehrs-
konzept mit Anschluss an die Straße Riethorst entwickelt wurde. Aufgrund dieser Einschrän-
kungen ist für die Benutzung des Weges durch die Öffentlichkeit kaum mit Beeinträchtigun-
gen zu rechnen. 
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Entlang der Ostseite des Weges verläuft der Laher Graben (s. Abschnitt 3.3.1 Oberflächen-
gewässer). Die geplante Verkehrsfläche stellt eine bauliche Anlage dar und unterliegt somit 
dem Verbot des § 91 Abs. 2 des Nds. Wassergesetztes (NWG). Danach ist ein Gewässer-
randstreifen von 5 m zu beachten. Die Zulassung einer Abweichung nach § 91a Abs. 3 NWG 
setzt einen Antrag und eine Begründung voraus, dass es keine zumutbare Alternative gibt 
und dass das öffentliche und / oder private Interesse an der Zufahrt das allgemeine Interesse 
an der Schonung des Gewässerrandstreifens überwiegt. Von der unteren Wasserbehörde 
bei der Region Hannover wurde in Aussicht gestellt, dass die Erteilung einer Abweichung 
dann möglich ist, wenn die Zufahrt nicht über den bereits vorhandenen Wanderweg nach 
Osten hinausgeht und der vorhandene Vegetationsstreifen zwischen Weg und Laher Graben 
unberührt bleibt. Hiervon ist entsprechend den oben genannten Ausführungen auszugehen. 
 
An der nordwestlichen Ecke des Grundstücks wird ferner ein Gehrecht - den festgesetzten 
Pflanzstreifen querend - mit einer Breite von 1,5 m für die Anlieger des Sondergebietes fest-
gesetzt. Dadurch wird ein Anschluss an die Straßen Thieshof und Weidkämpe ermöglicht, 
um die Entsorgung des Hausmülls und die Postzustellung über diese Straßen zu gewährleis-
ten. Eine Durchfahrt wird nicht ermöglicht. 
 
2.3.2 Erschließung des Sondergebiets Büro und Verwa ltung 
 
Zur Erschließung des geplanten Bürostandortes sind umfangreiche Untersuchungen durch-
geführt worden. In der Verkehrsuntersuchung von November 2007 (5) ist bezüglich der äu-
ßeren verkehrlichen Erschließung die grundsätzliche Machbarkeit nachgewiesen worden. Mit 
Hilfe einer Verkehrssimulation erfolgte in der Verkehrsuntersuchung von August 2008 (6) 
eine Konkretisierung, um die Rahmenbedingungen für eine zeitnahe Realisierung zu 
bestimmen. Grundlage der detaillierten verkehrlichen Betrachtung war das ursprüngliche 
Bebauungskonzept mit einer endgültigen Ausbaustufe von 3.000 Arbeitsplätzen.  
 
Räumliche Veränderungen der geplanten Anbindung und Aufteilung der südlich der Straße 
Riethorst gelegenen Park & Ride - Anlage und der Stellplätze von ExxonMobil sind in der 
verkehrlichen Bewertung berücksichtigt worden. Die Ein- und Ausfahrt der P+R - Anlage so-
wie des Firmenparkplatzes sind so platziert, dass in Verbindung mit den geplanten Ein- und 
Ausfahrten des zukünftigen Bürostandorts nördlich der Straße Riethorst die Verkehrsabwick-
lung in der Straße Riethorst nicht behindert wird. Die zusätzlich erzeugten Verkehre müssen 
über das vorhandene Straßennetz mit Zu- und Ausfahrten von der Straße Riethorst abgewi-
ckelt werden.  
 
Im Rahmen der Verkehrsgutachten wurden auch Varianten untersucht, die aufgrund deutli-
cher Nachteile für den Verkehrsablauf und für das Bauvorhaben nicht weiter verfolgt wurden. 
So wurden beispielsweise Lösungen untersucht, die eine Erschließung des Geländes direkt 
von der Kirchhorster Straße vorsehen. Dazu wären ein neuer aufwändiger Kreuzungspunkt 
erforderlich und ein Umbau der gerade erst fertig gestellten Straße mit der neuen Stadtbahn-
linie. Auch eine Erschließung des Baugrundstücks über den östlichen Teil der Straße 
Riethorst würde erhebliche Probleme der Verkehrsabwicklung in Nähe des Knotens Kirch-
horster Straße/Riethorst bringen. 
 
Weiterhin wurde eine einseitige Erschließung nur über den östlichen Teil der Riethorst über 
den Knotenpunkt Kirchhorster Straße/Riethorst mit gleichzeitiger Zufahrtsbeschränkung des 
HDI-Verkehrs über den Westabschnitt der Straße Riethorst durch betriebliche Maßnahmen 
untersucht. Auch diese Variante wurde nicht weiter verfolgt, da die Straße Riethorst aufgrund 
der öffentlichen Widmung auch zukünftig allen Verkehrsteilnehmern zur Verfügung stehen 
muss. 
 
Im Ergebnis wird die weiter verfolgte Variante mit Zufahrten von der Straße Riethorst wird im 
Verkehrsgutachten als Variante A3 bezeichnet. Sie geht von einer Verkehrsverteilung der 
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prognostizierten Verkehrsströme von 70% aus Richtung Osten über den Knotenpunkt Kirch-
horster Straße/ Riethorst und 30% aus Richtung Westen über die Straße Riethorst aus. 
 
Aus einer Überlagerung der heutigen in der maßgebenden Spitzenstunde auftretenden Be-
lastungen und der induzierten Neuverkehre durch die gewerbliche Nutzung im Quell- und 
Zielverkehr der HDI-Zentrale leitet sich die maßgebende Prognosebelastung im Untersu-
chungsgebiet ab.  
 
Der verkehrlich ungünstigste Belastungsfall nach Realisierung der endgültigen Ausbaustufe 
mit 3.000 Arbeitsplätzen für das angrenzende Knotenpunktsystem wird im Gutachten wie 
folgt beschrieben: 
 
„An allen betrachteten Knotenpunkten des Untersuchungsgebietes ergeben sich deutliche 
Verkehrszunahmen in den Abbiegeströmen in Richtung Riethorst zur Grundstückszufahrt der 
geplanten Neubaufläche der HDI-Zentrale. 
 
An der geplanten Zufahrt zur Neubaufläche zur HDI treten mit 500 Kraftfahrzeu-
ge/Spitzenstunde (Kfz/Sp.-h) aus Richtung Osten über den Knotenpunkt Kirchhorster Stra-
ße/Riethorst und 215 Kfz/Sp.-h aus Richtung Westen über die Straße Riethorst die gesam-
ten zusätzlichen Verkehrsbelastungen als maßgebende Verkehrsbelastungen auf. Durch die 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Erschließungsrichtungen treten diese Verkehrsströ-
me dazu in konkurrierenden Verkehrsströmen an der Zufahrt auf. Entsprechend hohe Anfor-
derungen ergeben sich am signalisierten Knotenpunkt Kirchhorster Straße/Riethorst. Mit ei-
ner zusätzliche Verkehrsbelastung von 286 Kfz/Sp.-h und 214 Kfz/Sp.-h in den Abbieger-
strömen der Zufahrten der Kirchhorster Straße treten hier ebenfalls in konkurrierenden Ver-
kehrsströmen die maßgebenden Verkehrsströme am Knotenpunkt auf. 
 
Am signalisierten Knotenpunkt Podbielskistraße/Laher Kirchweg treten mit 215 Kfz/Sp.-h die 
zusätzlichen Verkehrsbelastungen im Linksabbieger der Zufahrt Podbielskistraße (West) auf. 
Entsprechend treten am vorfahrtgeregelten Knotenpunkt Laher Kirchweg/Riethorst im 
Rechtsabbieger zum Riethorst die zusätzlichen Verkehrsbelastungen auf. 
 
Am signalisierten Knotenpunkt Podbielskistraße/Kirchhorster Straße treten die zusätzlichen 
Verkehrströme im freien Rechtsabbieger in der Zufahrt Podbielskistraße (Ost) auf. Ein direk-
ter Einfluss auf die Steuerungsabläufe der Verkehrsanlage ist hier nicht zu erwarten. 
 
In der Verkehrsverteilung ebenfalls berücksichtigt sind die aus der Verkehrsanalyse abgelei-
teten Verkehrsanteile der ExxonMobil (...), die im Rahmen der Planungen durch die HDI zu-
künftig über einen einzelnen Zufahrtbereich ebenfalls im östlichen Bereich der Riethorst er-
schlossen werden. Die Erschließung der ExxonMobil erfolgt über die Riethorst überwiegend 
aus östlichen Richtungen (ca. 180 Kfz/Sp.-h) und nur zu einem Teil aus westlichen Richtung 
(ca. 80 Kfz/Sp.-h).“ 
 
Das Gutachten bewertet die Simulationsergebnisse und stellt fest, dass die Erschließungsva-
riante A3 unter Berücksichtigung der jeweils notwendig werdenden baulichen und betriebli-
chen Maßnahmen eine gute bis befriedigende Verkehrsqualität aufweist.  
 
Weiterhin wird ausgeführt, dass in der gewählten Erschließungsvariante betriebliche Maß-
nahmen zur Steigerung der Leistungsfähigkeit an den umliegenden Knotenpunkten sowie die 
bauliche Erweiterung der bestehenden Linksabbiegerspur in der Zufahrt Kirchhorster Straße 
(Süd) am Knotenpunkt Kirchhorster Straße/Riethorst notwendig sind. Aus verkehrlicher Sicht 
werde in der Straße Riethorst keine baulichen Änderungen notwendig. 
 
Im Städtebaulichen Vertrag werden Regelungen zu den notwendigen verkehrslenkenden 
Maßnahmen getroffen. Dazu gehören die bauliche Verlängerung einer Abbiegespur an der 
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Lichtsignalanlage Kirchhorster Straße/Riethorst sowie eine betriebliche Optimierung der 
Lichtsignalanlage. 
 
Da die Maximalvariante mit 3.000 Beschäftigten kurzfristig nicht zu erwarten ist und vorerst 
nur ein 1. Bauabschnitt realisiert werden soll, ist vom Gutachter im Rahmen einer ergänzen-
den Untersuchung eine weitere Bewertung der Situation bzw. notwendiger Maßnahmen vor 
dem Hintergrund eines reduzierten Ansatzes von 2.000 Mitarbeitern erfolgt. 
 
Im Ergebnis wird danach insgesamt die Erschließungsvariante A3 unter Berücksichtigung 
einer reduzierten Ausbauplanung mit 2.000 Beschäftigten mit einer guten Verkehrsqualität 
(Qualitätsstufe B) im relevanten Verkehrsnetz bewertet. 
 
Innere Erschließung 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind auch unterschiedliche Erschließungsvarian-
ten zur inneren Erschließung der Neubaufläche der HDI-Zentrale auf der Grundlage der Er-
schließungsvariante A3 über die Straße besonders in Bezug auf Lärmemissionen untersucht 
worden.  
 
Die Zufahrt zu den Stellplätzen im Tiefgeschoss und zu den offenen Stellplätzen liegt im 
westlichen Planbereich, die Anlieferung ist um mindestens 60 Meter von der westlichen 
Grundstücksgrenze nach Osten abzurücken. Weiter östlich ist eine repräsentative Gebäude-
vorfahrt vorgesehen. 
 

Erschließungsvariante A3 
Schemaskizze aus dem Gutachten Nr.6 
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Die 750 geplanten Einstellplätze im Tiefgeschoss werden direkt von der Straße Riethorst 
angefahren, die Rampe wird emissionsgeschützt ausgebildet. Daneben ist die Zufahrt zu den 
offenen maximal. 250 Stellplätzen vorgesehen, die hauptsächlich im Nordteil des Geländes 
liegen. 
 
Durch eine zeitliche Begrenzung der Befahrbarkeit der oberirdischen Parkflächen zwischen 
22.00 Uhr und 06.00 Uhr wird eine Beeinträchtigung des reinen Wohngebietes durch Park-
verkehr ausgeschlossen. Eine entsprechende Regelung ist im Städtebaulichen Vertrag auf-
genommen. 
 
Zum Schutz der westlich angrenzenden Wohnbebauung vor Verkehrsimmissionen des Son-
dergebietes Büro und Verwaltung werden im § 5 der textlichen Festsetzungen weitergehen-
de Regelungen getroffen: 
1. auf der nicht überbaubaren Fläche zwischen der westlichen Baugrenze und der Fläche 

mit Bindungen für Bepflanzungen ist nur eine Tiefgaragenrampe zulässig; diese ist 
schallabsorbierend einzuhausen und so anzuordnen, dass sich die nördliche Kante der 
Einhausung maximal 45 Meter nördlich der südlichen Grenze des Sondergebietes Büro 
und Verwaltung befindet, 

2. auf der nicht überbaubaren Fläche zwischen der westlichen Baugrenze und der Fläche 
mit Bindungen für Bepflanzungen sind offene Stellplätze und offene Zufahrten zu Stell-
plätzen nur an der Westseite zulässig, wenn unmittelbar westlich an die offenen Stellplät-
ze angrenzend auf ganzer Grundstückslänge eine mindestens zwei Meter hohe Lärm-
schutzwand errichtet wird, 

3. Lüftungsanlagen sind in einem Abstand von 20 Metern und Anlieferungszufahrten in ei-
nem Abstand von 60 Metern östlich der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen nicht 
zulässig. 

 
Öffentlicher Personennahverkehr 
 
Das Plangebiet ist gut an den Öffentlichen Personennahverkehr angebunden. Die Haltestel-
len der Stadtbahnlinien 3 und 9 befinden sich in unmittelbarer Nähe in der Podbielskistraße. 
Die Buslinie 135 hält in der Straße Riethorst. 
 
 
2.4 Versorgung 
 
Das Plangebiet ist durch die vorhandenen Versorgungsleitungen und Kanäle erschlossen. 
 
Eine vorhandene Erdgastransportleitung (Schutzstreifen 3 m) der ExxonMobil im südöstli-
chen Bereich der Bebauungsplanänderung muss für die geplante Bebauung teilweise verlegt 
werden. Hierzu wird ein Leitungsrecht im Sondergebiet Büro und Verwaltung entlang der 
Kirchhorster Straße festgesetzt. Im Weiteren verläuft die Leitung im Bereich der öffentlichen 
Verkehrsfläche entlang des Laher Grabens. 
 
Entlang der Ostseite des Bereichs der Bebauungsplanänderung sind ferner Mittel- und Nie-
derspannungskabel sowie Leerrohrtrassen der enercity Netzgesellschaft mbH vorhanden 
und bei den geplanten Arbeiten zu beachten. Des Weiteren ist zwischen der östlichen Gren-
ze des geplanten Baugrundstücks und dem Laher Graben eine Kabellegung zur Versorgung 
der Bohrgeräte der geplanten Tiefenbohrung zur späteren Erdwärmenutzung der Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) Pappelwiese erfolgt. 
 
Für die Leerung von Mülltonnen und die Lieferung von Postsendungen ist das Sondergebiet 
Pferdehaltung und betriebsbedingtes Wohnen über einen im nordwestlichen Teil des Plan-
gebietes gelegenen Übergang über den Pflanzstreifen zu den Straßen Thieshof oder Weid-
kämpe erschlossen. 
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Bei der Positionierung des Abfall- und Wertstoffbehälters sollte darauf geachtet werden, dass 
der Transportweg vom Behälterstandplatz zum Haltepunkt des Leerungsfahrzeuges mög-
lichst kurz (max. 15 m) gehalten wird, da andernfalls Zusatzgebühren anfallen können. 
 
Zur Entsorgung des Büro- und Verwaltungsgebäudes wäre aus Sicht des Zweckverbandes 
Abfallwirtschaft die Anlage eines Abfall- und Wertstoffsammelplatzes direkt an der Straße 
Riethorst wünschenswert, damit eine Leerung direkt von hier aus erfolgen kann. Sollte ein 
Behälterstandplatz an anderer Stelle auf dem Grundstück vorgesehen werden, kann es er-
forderlich werden, das Grundstück zum Zwecke der Entsorgung befahren zu müssen. In die-
sem Fall müssten alle zu befahrenden Erschließungswege Lkw-geeignet ausgelegt sein und 
der Standplatz so positioniert werden, dass er von Entsorgungsfahrzeugen ohne Rückwärts-
fahren (außer im Rahmen eines Wendemanövers) erreicht werden kann. Ferner wäre durch 
den Grundstückseigentümer eine entsprechende Genehmigung zum Befahren des Privatge-
ländes zu erteilen. 
 
Die Löschwasserversorgung für das Sondergebiet Pferdehaltung und betriebsbedingtes 
Wohnen muss u.a. durch einen Privathydranten in der nordöstlichen Grundstücksecke des 
Sondergebietes Büro und Verwaltung erfolgen. Hierzu muss in einem Zaun eine Torverbin-
dung geschaffen werden. Die nahe gelegenen Teiche bieten nicht genügend Löschwasser 
und bleiben unberücksichtigt. Die Erfordernisse der Feuerwehr sind im Baugenehmigungs-
verfahren zu regeln. 
 
 
3. Umweltverträglichkeit 
 
3.1 Lärmschutz 
 
3.1.1 Verkehrslärmbelastung des Plangebietes 
 
Für die Bebauungsplanänderung sind die Schallimmissionen von der angrenzenden Kirch-
horster Straße und der Straße Riethorst maßgebend. Entsprechend dem Schallimmissions-
plan Hannover 2007 - Straßenverkehr - betragen die Schallimmissionen an den der Kirch-
horster Straße zugewandten Baugrenzen am Tag zwischen 65 und 70 dB(A) tags sowie zwi-
schen 55 und 60 dB(A) nachts, wobei die Nachtwerte aufgrund der Nutzung jedoch nicht 
relevant sind. Damit werden die in der DIN 18005 genannten schalltechnischen Orientie-
rungswerte für die Stadtplanung von 65/55 dB(A) tags/nachts für ein mit dem Sondergebiet 
Büro und Verwaltung vergleichbares Kerngebiet überschritten. Erst ab ca. 10 m Entfernung 
von der Straßenbegrenzungslinie werden die genannten Orientierungswerte für den Tag 
eingehalten. 
 
An den zur Straße Riethorst ausgerichteten Baugrenzen betragen die Schallimmissionen 
zwischen 60 und 65 dB(A) tags sowie zwischen 50 und 55 dB(A) nachts, wobei die Nacht-
werte hier ebenfalls aufgrund der Nutzung nicht relevant sind. Hier werden die schalltechni-
schen Orientierungswerte folglich eingehalten. 
 
Der Schienenverkehr der auf der Kirchhorster Straße verkehrenden Stadtbahn trägt nicht zu 
einer relevanten Pegelerhöhung bei. 
 
In Anlehnung an die DIN 18005 sind die prognostiziert einwirkenden Verkehrsimmissionen 
entlang der Kirchhorster Straße damit so erheblich, dass grundsätzlich Schutzmaßnahmen 
als erforderlich erachtet werden, um insbesondere gesunde Arbeitsverhältnisse gewährleis-
ten zu können. 
 
Aus straßenbautechnischer und städtebaulicher Sicht ist kein aktiver Lärmschutz möglich, 
z.B. durch eine Lärmschutzwand. Erforderliche Schutzmaßnahmen können daher nur durch 
die Festsetzung passiven Lärmschutzes erreicht werden. Es wird daher eine Festsetzung 
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getroffen, die für das Plangebiet besondere bauliche Vorkehrungen zum Schutz gegen Ver-
kehrslärm (z.B. Schallschutzfenster, Grundrissgestaltung) vorsieht. Durch die Festsetzung 
dieser Maßnahmen sollen die durch den Verkehrslärm entstehenden schädlichen Auswir-
kungen soweit wie möglich vermindert werden. Im Ergebnis sollen in den künftigen Gebäu-
den Innenraumpegel erreicht werden, die gesunde Arbeitsverhältnisse ermöglichen.  
 
Eine exakte Berechnung hierzu erforderlicher bewerteter Schalldämmmaße ist im Rahmen 
der Bauleitplanung insofern nicht möglich, weil wichtige Berechnungsparameter, wie z.B. die 
Raumgrößen, die Fenstergrößen und die Wandstärken noch nicht bekannt sind und erst im 
Baugenehmigungsverfahren festliegen. Die Festsetzung von Lärmschutzvorkehrungen kann 
daher nur pauschal und allgemein vorgenommen werden.  
 
Verbindliche Anforderungen über bestimmte einzuhaltende Innenpegel sind gesetzlich nicht 
vorgeschrieben. Eine Grundlage für die Ermittlung mindestens anzustrebender Innenpegel 
ist die 24. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrs-
wege-Schallschutzmaßnahmenverordnung - 24. BImSchV). Diese Verordnung legt Art und 
Umfang der zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche 
notwendigen Schutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume in baulichen Anlagen fest, so-
weit u.a. durch den Bau öffentlicher Straßen die Immissionsgrenzwerte der hierfür anzuwen-
denden 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
kehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) überschritten werden. 
 
Durch die Maßnahmen des passiven Lärmschutzes werden - auch nach den Erkenntnissen 
der Lärmforschung - Innenpegel gewährleistet, die den Nutzern eine gegen unzumutbare 
Lärmbeeinträchtigungen abgeschirmte Gebäudenutzung ermöglichen. Dem liegt die Erwä-
gung zugrunde, dass Maßnahmen des passiven Schallschutzes die ihnen zugedachte 
Schutzwirkung erfüllen, wenn sie die Gewähr dafür bieten, dass Kommunikationsstörungen 
vermieden werden. 
 
 
3.1.2 Geräuschimmissionen des Sondergebiets Büro un d Verwaltung 
 
Zur weiteren Beurteilung der geplanten Bebauung im Bereich des Sondergebietes Büro und 
Verwaltung ist ein Schalltechnisches Gutachten (8) in Auftrag gegeben worden. Darin sind 
die schalltechnischen Auswirkungen aufgrund der Mehrbelastung der öffentlichen Straßen 
sowie aufgrund möglicher baulicher Anpassungen an der Straße Riethorst untersucht wor-
den. Ferner sind die durch das Plangebiet verursachten Immissionsbelastungen dargestellt 
worden. 
 
In Bezug auf die Mehrbelastung der öffentlichen Straßen  ist Folgendes festgestellt wor-
den: 
„Aus dem Vergleich der Emissionspegel geht hervor, dass durch die im Zusammenhang mit 
der Erschließung des geplanten Sondergebiets zu erwartende Zunahme der Verkehrsbelas-
tung außer im Zuge der Straße Riethorst in allen übrigen Straßen und Straßenabschnitten 
die der Verkehrserschließung des betrachteten Sondergebiets dienen können, Pegelände-
rungen um höchstens 0,9 dB(A) erwartet werden müssen. Eine solche Pegelerhöhung liegt 
im Rahmen „nicht messbarer“ Pegeldifferenzen; insbesondere kann dort eine Erhöhung der 
Verkehrslärmbelastung um mehr als 3 dB(A) sicher ausgeschlossen werden. 
 
Die Absolutwerte der Immissionsbelastung durch Straßenverkehrsgeräuschimmissionen von 
den vorhandenen öffentlichen Straßen liegen in den im Sinne einer möglichen Pegelerhö-
hung am stärksten betroffenen Aufpunkten (dies ist die westlich des Plangebiets gelegene 
Bebauung nördlich der Straße Riethorst bzw. westlich des Laher Kirchwegs) unterhalb der 
für den Neubau von Straßen maßgeblichen Immissionsgrenzwerte nach § 2 der 16. 
BImSchV, jedoch werden die Orientierungswerte (Anhaltswerte für die städtebauliche Pla-
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nung nach Beiblatt 1 zu DIN 18005) sowohl im Bestand als auch im Prognosefall um bis zu  
9 dB(A) überschritten.“ 
 
Die genannten maßgeblichen Werte sind wie folgt festgelegt: 
 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV: 
In WA- und WR-Gebieten 59 dB(A) tags, 49 dB(A) nachts. 
 
Orientierungswerte nach Beiblatt 1 zu DIN 18005: 
In WR-Gebieten 50 dB(A) tags, 40 dB(A) bzw. 35 dB(A) nachts, 
In WA-Gebieten 55 dB(A) tags, 45 dB(A) bzw. 40 dB(A) nachts. 
 
Die den Baugebieten zugeordneten Orientierungswerte sind in diesem Sinne jedoch nur 
Hilfswerte für die Bauleitplanung. Sie geben an, welche Immissionsbelastung im Regelfall 
bestimmten Flächen oder Gebieten zuzuordnen ist. Diese Anhaltswerte für die städtebauli-
che Planung können unter Beachtung des jeweiligen Einzelfalles überschritten oder unter-
schritten werden, wenn nach einer Abwägung anderen Belangen der Vorzug gegeben ist, 
oder wenn dies nach den konkreten tatsächlichen Verhältnissen unvermeidbar ist. Die Orien-
tierungswerte sind insoweit nicht als Grenzwerte zu betrachten. 
 
Im vorliegenden Fall besteht aufgrund der gesamtstädtischen Vorbelastung ein Lärmpegel, 
der die genannten Orientierungswerte überschreitet. Die geplanten zusätzlichen Verkehre 
tragen nicht zu einer wesentlichen Pegelerhöhung bei, zumal das Gutachten auf der Basis 
der ursprünglich geplanten Maximalvariante von 3.000 Beschäftigten beruht, in absehbarer 
Zeit allerdings lediglich mit maximal 2.000 Beschäftigten zu rechnen ist. 
 
Zum möglichen Ausbau der Straße Riethorst wurde in dem genannten Gutachten Folgen-
des erläutert: 
„Es wurde davon ausgegangen, dass die ggf. erforderlichen Straßenbaumaßnahmen als 
„erheblicher baulicher Eingriff“ zu werten sein könnten. In diesem Fall kommt für die betrof-
fene Nachbarbebauung Lärmschutz nur in Frage, wenn durch die Baumaßnahmen gem. § 1 
(2) Nr. 2 der 16. BImSchV eine wesentliche Änderung der Straßenverkehrslärmimmissionen 
ausgelöst wird und der jeweils maßgebende Immissionsgrenzwert nach § 2 (1) dieser 
Rechtsverordnung überschritten wird. Wie aus dem Schalltechnischen Gutachten hervor-
geht, resultiert aus einem solchen Straßenausbau auch im Prognosefall einschl. der mit der 
Erschließung des SO-Gebiets prognostizierten Verkehrsmengensteigerung aus dem Bau-
streckenbereich keine Überschreitung der maßgeblichen Immissionsgrenzwerte (s. o.), so 
dass durch den Ausbau nach den gesetzlichen Bestimmungen der 16. BImSchV kein 
Rechtsanspruch auf Lärmschutz entsteht. Dabei wurde i. S. einer konservativen Abschät-
zung bereits davon ausgegangen, dass i. V. mit der verkehrlichen Erschließung des Plange-
biets der Bau einer Lichtsignalanlage erforderlich werden könnte.“ 
 
Für den am stärksten betroffenen Punkt (S1, Riethorst Hs. Nr. 15) liegen die Mittelungspegel 
durch Straßenverkehrslärm von der Planstraße im Planfall mit geplantem Sondergebiet je 
nach Geschoss zwischen 47,0 und 48,9 dB(A) tags sowie 29,7 und 31,6 dB(A) nachts. 
 
Durch das Plangebiet verursachte Immissionsbelastun gen 
Nach den Ergebnissen der vorliegenden schalltechnischen Berechnungen im genannten 
Gutachten stellt sich die Immissionssituation in der Nachbarschaft des geplanten Sonderge-
biets Büro und Verwaltung wie folgt dar: 
„Auch unter Beachtung der hinsichtlich einer Nutzung ebenerdiger Stellplätze sowie der Lage 
der Haupt-Anlieferzone von vornherein vorgesehenen Einschränkungen kann nach den Er-
gebnissen der rechnerischen Immissionsprognose eine Überschreitung der für Reine Wohn-
gebiete maßgeblichen Orientierungswerte (Anhaltswerte für die städtebauliche Planung nach 
Beiblatt 1 zu DIN 18005) nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. Dabei ist zu beachten, 
dass den Emissionsansätzen eine konservative Abschätzung zugrunde liegt, die von der 
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Realisierung von bis zu 1.000 Stellplätzen sowie den im Verkehrgutachten für einen „Maxi-
malausbau“ prognostizierten Verkehrs-Belastungsdaten ausgeht. Aus diesem Grunde wur-
den beispielhaft weitergehende Lärmminderungsmaßnahmen aufgezeigt und in die Schall-
Immissionsprognose eingestellt (s. u.). Danach kann erwartet werden, dass auch im Fall des 
o. a. „Maximalausbaus“ die im vorliegenden Fall zu beachtenden Orientierungswerte von 50 
dB(A) am Tage und 35 dB(A) in der ungünstigsten Nachtstunde eingehalten werden können. 
Unter der Voraussetzung, dass westlich des geplanten Verwaltungsgebäudes in der Beurtei-
lungszeit nachts keine Fahrbewegungen stattfinden, ist eine Überschreitung des Bezugspe-
gels für „kurzzeitige Einzelereignisse“ (Nacht-Richtwert zzgl. 20 dB(A) = 35+20 = 55 dB(A)) 
nicht zu erwarten. Dabei wird auch vorausgesetzt, dass eine Nutzung der westlich des Ver-
waltungsgebäudes gelegenen Freiflächen durch Lkw oder Ladetätigkeiten weder am Tage 
noch in der Nachtzeit stattfindet.“ 
 
Bei den beschriebenen Berechnungen wurden die nach den Ergebnissen verschiedener Vor-
untersuchungen bereits vorgesehenen konzeptionellen Lärmminderungsmaßnahmen be-
rücksichtigt. Hierzu zählen: 

• die Unterbindung von Fahrten zu und von den Stellplatzbereichen im westlichen und 
nördlichen Grundstücksbereich. Hierzu wurde im Städtebaulichen Vertrag eine Rege-
lung getroffen, die ein Befahren dieser Flächen zwischen 22.00 Uhr und 06.00 Uhr 
durch Kraftfahrzeuge unterbindet, 

• die Anordnung der Haupt-Ladezone in einem überdachten Bereich des geplanten 
Verwaltungsgebäudes, 

• absorbierende Verkleidungen der Innenbauteile der Tiefgarage und deren Zufahrt 
sowie der Einbau geeigneter Schalldämpfer in die bei einer „natürlichen“ Belüftung 
der Tiefgarage erforderlichen Lüftungsöffnungen. 

 
Die in die Schallimmissionsprognose eingestellten, oben beispielhaft genannten, weiterge-
henden Lärmminderungsmaßnahmen umfassen Folgendes: 
 

1. vollständige Überdachung des Rampenbereiches der Einfahrt zur Tiefgarage (TG), 
Überdachung mit absorbierender Unterdecke, 

2. um die Zufahrt zur TG umlaufende, geschlossene Brüstung mit innenseitig absorbie-
render Verkleidung, 

3. Fortsetzung der unter Pkt 2. genannten Brüstung als „Lärmschutzwand“ mit einer 
Höhe von 1,5 m über OK Zufahrt, 

4. Lärmschutzwand im Bereich der westlichen Grundstücksgrenze in einer voraussicht-
lichen Höhe von 2,0 m. 

 
Der Gutachter beschreibt weiter, dass zum Schutz des unmittelbar westlich benachbarten 
reinen Wohngebietes einzelne oder mehrere dieser beispielhaft genannten, weitergehenden 
Lärmschutzmaßnahmen erforderlich seien. Art und Umfang derartiger Maßnahmen würden 
jedoch wesentlich von der im konkreten Einzelgenehmigungsverfahren letztlich beantragten 
hochbaulichen Situation sowie den tatsächlichen betrieblichen Gegebenheiten abhängen. 
 
Wesentliche Punkte dieser Lärmminderungsmaßnahmen sind in § 5 der textlichen Festset-
zung eingeflossen, durch die ein genereller Schutz der benachbarten Wohnbebauung si-
cherstellt wird. Die Festsetzung besagt im Einzelnen, dass zum Schutz der westlich angren-
zenden Wohnbebauung 
1. auf der nicht überbaubaren Fläche zwischen der westlichen Baugrenze und der Fläche 

mit Bindungen für Bepflanzungen nur eine Tiefgaragenrampe zulässig ist. Diese ist 
schallabsorbierend einzuhausen und so anzuordnen, dass sich die nördliche Kante der 
Einhausung maximal 45 Meter nördlich der südlichen Grenze des Sondergebietes Büro 
und Verwaltung befindet, 

2. auf der nicht überbaubaren Fläche zwischen der westlichen Baugrenze und der Fläche 
mit Bindungen für Bepflanzungen offene Stellplätze und offene Zufahrten zu Stellplätzen 
nur an der Westseite zulässig sind, wenn unmittelbar westlich an die offenen Stellplätze 
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angrenzend auf ganzer Grundstückslänge eine mindestens zwei Meter hohe Lärm-
schutzwand errichtet wird sowie 

3. Lüftungsanlagen in einem Abstand von 20 Metern und Anlieferungszufahrten in einem 
Abstand von 60 Metern östlich der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen nicht zuläs-
sig sind. 

 
Sollte die genannte Lärmschutzwand aufgrund der Anlage von offenen Stellplätze und Zu-
fahrten erforderlich werden, so bietet diese Wand für die angrenzende Wohnbebauung nicht 
nur einen Schutz vor Geräuschimmissionen, sondern auch vor unerwünschten Blendeinwir-
kungen von Fahrzeugscheinwerfern, wenn die genannten Flächen bei Dunkelheit benutzt 
werden. 
 
Um weiterhin im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens den Immissionsschutz für die be-
nachbarte Wohnbebauung sicherzustellen, wird ferner eine vom Gutachter empfohlene Ab-
straktion der zum Schutz der Nachbarschaft erforderlichen Emissionsbeschränkung vorge-
nommen und eine entsprechende Festsetzung höchstzulässiger (Lärm) - Emissionskontin-
gente (Flächenbezogene Schallleistungspegel) getroffen. Es werden nachfolgend die Emis-
sionskontingente aufgeführt, die sich unter Beachtung der Vorgaben der DIN 45691 für das 
geplante SO-Gebiet errechnen. Dabei wird von der in folgender Abbildung dargestellten 
Gliederung des Gebietes in zwei Teilbereiche ausgegangen: 
 
 

 
Gliederung des Plangebiets zur „Emissionskontingentierung“ (aus Bonk-Maire-Hoppmann 2008) 
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Nach dem in der o. a. Norm beschriebenen „einfachen Verfahren“ ohne Zusatzdämpfungen 
werden die Orientierungswerte für WR-Gebiete in den am stärksten betroffenen Aufpunkten 
(1) bis (5) um rd. 1 dB(A) unterschritten, wenn die folgenden Emissionskontingente ange-
setzt werden: 
 

Teilgebiet tags (6 bis 22 Uhr) nachts (22 bis 6 Uhr) 
SO1 50 35 
SO2 55 40 

 
Den Flächen im Plangebiet wurde ein entsprechender Wert für den immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schallleistungspegel (FSP) zugewiesen, so dass die Immissionswerte in 
den Bereichen der schutzwürdigen benachbarten Wohnnutzungen zumutbar bleiben sowie 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet sind (Orientierungswerte für reine 
Wohngebiet gemäß DIN 18005). Die Grenzlinie zwischen den beiden Teilgebieten SO1 und 
SO2 verläuft 62 m östlich der westlichen Grundstücksgrenze.  
 
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass aus schalltechnischer Sicht ein Nebeneinan-
der der unterschiedlichen Nutzungen realisiert werden kann, wenn unter dem Gebot der ge-
genseitigen Rücksichtnahme die vom Gutachter ermittelten und festgesetzten Emissions-
schallpegel für das Sondergebiet eingehalten werden. 
 
Um das abstrakte Planungsinstrument flächenbezogener Schallleistungspegel auch in der 
späteren Genehmigungspraxis nachfolgender Einzelbauvorhaben handhabbar zu machen, 
schlägt der Gutachter vor, folgende Ausnahmen zuzulassen: 
 
„Schallpegelminderungen, die im konkreten Einzelfall durch Abschirmungen erreicht werden, 
erhöhte Luftabsorptions- und Bodendämpfungsmaße (frequenz- und entfernungsabhängige 
Pegelminderungen sowie die meteorologische Korrektur nach DIN ISO 9613-2, Hrsg. Deut-
sches Institut für Normung, Beuth Verlag Berlin, Oktober 1999) und/oder zeitliche Begren-
zungen der Emissionen können bezüglich der maßgebenden Aufpunkte dem Wert des Flä-
chenbezogenen Schallleistungspegels zugerechnet werden.“ 
 
Entsprechende Regelungen wurden daher in die Textlichen Festsetzungen übernommen. 
 
 
3.2 Naturschutz 
 
Die Betriebsfläche des bisherigen Gartenfachmarkts war zum überwiegenden Teil (rund zwei 
Drittel) - vor allem im Südteil des Geländes - mit Baulichkeiten und versiegelten Freiflächen 
überdeckt. Die unversiegelten Freiflächen im Änderungsbereich wurden entweder zu Be-
triebszwecken oder sie wurden und werden - im nordöstlichen Geländeteil - als Pferdewie-
sen für Zwecke des Inhabers des bisherigen Gartenfachmarkts genutzt. 
 
Im September 2008 wurden im Rahmen eines Gutachtens (7) die naturschutzfachlichen As-
pekte, insbesondere Fauna, Biotoptypen und Baumbestand, überprüft. Details dazu werden 
ausführlich im Umweltbericht ausgeführt. Zusammenfassend heißt es dort: 
 
„Auf dem Gelände überwiegen versiegelte Bereiche und naturferne Biotoptypen. Allgemeine 
Bedeutung für den Naturschutz erreichen nur Siedlungsgehölze am Rand des untersuchten 
Geländes. Ein gemäß §28a NNatG geschütztes Gewässer befindet sich außerhalb des be-
planten Bereichs nördlich des Meisert-Grundstücks und ist von der Planung nicht betroffen. 
Ein untersuchtes Kleingewässer im vorläufigen Eingriffsbereich ist als naturfern und nicht 
unter den §28a NNatG fallend einzustufen. Der vorläufig abgegrenzte Eingriffsbereich enthält 
20 nach Baumschutzsatzung der Stadt Hannover geschützte Bäume. 
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Für Brutvögel (22 Arten) besitzen die nördlichen, nicht für eine Neubebauung vorgesehenen 
Teilbereiche eine hohe Bedeutung. In diesem Bereich liegt auch der Brutplatz der gemäß 
Roter Liste Niedersachsen (RL Nds) gefährdeten Rauchschwalbe. Diese Art brütet in den 
Pferdeställen und ist von den Neubaumaßnahmen der HDI nicht betroffen. Die voraussicht-
lich betroffenen, bereits heute überwiegend überbauten bzw. versiegelten Bereiche besitzen 
nur eine geringe Bedeutung für die Avifauna. 
 
Das Untersuchungsgebiet wird von zwei Fledermausarten regelmäßig zur Nahrungssuche 
genutzt: Zwergfledermaus (RL Nds.: gefährdet) und Großer Abendsegler (RL Nds.: stark 
gefährdet). Nachweise von weiteren Arten stammen aus dem Umfeld des Geländes. Die 
nördlichen, nicht beplanten Bereiche des Geländes besitzen eine hohe Bedeutung als Jagd-
habitat. Die Gehölzreihe am Westrand des Geländes ist darüber hinaus als Flugroute der 
Zwergfledermaus bedeutsam. Quartiere wurden im Untersuchungsgebiet nicht festgestellt. 
Es wurden drei gemäß Roter Liste Niedersachsen ungefährdete Amphibienarten festgestellt. 
Gras- und Teichfrosch nutzen den Weidetümpel im Bereich der vorgesehenen Neubebauung 
als Laichgewässer. Die Erdkröte wurde am größeren Rückhaltebecken nördlich des Grund-
stücks festgestellt; hier ist eine Reproduktion der Art allerdings fraglich. Alle Arten wurden in 
vergleichsweise geringen Beständen beobachtet. Insgesamt besitzt das Untersuchungsge-
biet eine geringe Bedeutung für die Artengruppe. 
 
Für Heuschrecken (7 Arten) bietet das Gelände nur kleinräumig geeignete Lebensräume. Es 
wurde ein für die Stadt Hannover durchschnittliches Artenspektrum ohne gefährdete Arten 
nachgewiesen; die Bestände sind vergleichsweise klein. Die Bedeutung des untersuchten 
Gebietes für diese Artengruppe ist als gering einzustufen.“ 
 
Die vorhandene, örtliche Situation ist geprägt durch nahezu vegetationslose, bereits über-
wiegend versiegelte Flächen. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 389 sieht keine 
Erweiterung der vorhandenen Baurechte vor. Die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,8 
geht über die vorhandene Versiegelung nicht wesentlich hinaus. Die neu zu schaffenden 
Baurechte werden den Zustand von Natur und Landschaft nicht nachteilig verändern. Es 
entsteht kein zusätzlicher Eingriff in Natur und Landschaft, ein Ausgleich ist nicht erforder-
lich. 
 
Konkrete Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Landschaft werden daher nicht 
festgesetzt. Dennoch bleibt das Bestreben, die derzeitige Situation auch in diesem Bereich 
insbesondere in Bezug auf Naturhaushalt und Landschafts- bzw. Stadtbild entsprechend den 
Vorgaben des § 1 Abs. 5 BauGB zu erhalten bzw. zu verbessern und aufzuwerten. Des Wei-
teren ist es städtebauliches Ziel, das geplante Projekt in den örtlichen Landschaftsraum op-
timal zu integrieren. 
 
Entsprechend wird in der Bebauungsplanänderung eine Festsetzung zur Dachbegrünungs-
pflicht vorgesehen. Danach sind die Dachflächen der geplanten Gebäude, die eine Dachnei-
gung von weniger als 20° aufweisen, zu begrünen. Au snahmen von dieser Dachbegrü-
nungspflicht können zugelassen werden, wenn eine Dachbegrünung im Widerspruch zum 
Nutzungszweck steht, (z.B. bei Parkdecks, Dachflächen für Belichtungszwecke und zur In-
stallation technischer Anlagen wie Klimaanlagen, Sonnenkollektoren usw.) bzw. wenn sie zu 
einem wirtschaftlich unangemessenen Aufwand führt (z. B. bei stützenlosen, weit gespann-
ten Dachkonstruktionen). Auch in diesen Ausnahmefällen sind allerdings mindestens 25 % 
der Dachflächen zu begrünen. 
 
Ferner wird eine Begrünung der Hallendecken der Tiefgaragen vorgesehen sowie eine Be-
grünung der offenen Stellplätze festgesetzt. Je vier Stellplätze muss mindestens ein stand-
ortgerechter Laubbaum angepflanzt und erhalten werden. 
 
Am westlichen Rand des Plangebietes wird für einen bereits vorhandenen Pflanzstreifen 
eine Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 



 21

und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Dieser Pflanzstreifen ist geschützt und stellt somit 
auch weiterhin eine deutliche optische Abgrenzung zwischen der vorhandenen Wohnbebau-
ung und den geplanten Sondergebieten dar. 
 
Diese Festsetzungen tragen insgesamt zu einem Erhalt und zu einer Verbesserung der 
kleinklimatischen Verhältnisse bei. Regenwasser wird gespeichert, es entstehen Standorte 
für zahlreiche Pflanzen und Tiere mit den zugehörigen Nahrungs-, Brut- und Ruheplätzen. 
Weiterhin führt dies zu einer Verbesserung des Erlebnis- und Erholungswertes, insbesonde-
re in der unmittelbaren Nachbarschaft zum Landschaftsraum Laher Wiesen im Norden und 
Osten, zu dem durch diese Maßnahmen ein verträglicher Übergang erfolgt. 
 
Unabhängig von diesen Maßnahmen gilt die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt 
Hannover. Dies bedeutet, für die zu entfernenden Bäume sind nach Maßgabe der Baum-
schutzsatzung Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 
 
 
3.3 Gewässerschutz  
 
3.3.1 Oberflächengewässer 
 
Gewässerrandstreifen 
Entlang der Ostseite des Bereiches der Bebauungsplanänderung verläuft der Laher Graben. 
Hierbei handelt es sich um ein Gewässer II. Ordnung. Für die an Gewässer angrenzenden 
Geländestreifen (Gewässerrandstreifen) ist nach § 91a Niedersächsisches Wassergesetz 
(NWG) in einer Breite von 5 m bei Gewässern II. Ordnung u.a. zu beachten, dass bauliche 
Anlagen nur errichtet werden dürfen, wenn sie standortbezogen sind. Bäume und Sträucher 
außerhalb vom Wall dürfen nur beseitigt werden, wenn dies für den Ausbau oder die Unter-
haltung des Gewässers, den Hochwasserschutz, die Verjüngung des Bestandes oder zur 
Gefahrenabwehr erforderlich ist. 
 
Unterhaltungsverordnung 
In Bezug auf den unmittelbar östlich angrenzenden Laher Graben sowie den nördlich an-
grenzenden Teich ist unabhängig von den vorgenannten Ausführungen darauf hinzuweisen, 
dass die Bestimmungen der Verordnung über die Unterhaltung der Gewässer II. und III. 
Ordnung für das Gebiet der Landeshauptstadt Hannover vom 13.03.2008 zu beachten sind. 
Insbesondere sind die Abstandsvorschriften (5  m) bzgl. baulicher Anlagen sowie Anpflan-
zungen und Beseitigung von Gehölzen zu beachten. 
 
Nördlich angrenzender Teich 
Der unmittelbar nördlich des Änderungsbereichs gelegene Teich (Regenwasserrückhaltebe-
cken) ist als Gewässer III. Ordnung eingestuft. Er ist nach § 28a NNatG geschützt (ausge-
dehnter Verlandungsbereich des Rückhaltebeckens). Hinsichtlich der gegenwärtig bereits 
betriebenen und künftig fortgesetzten Nutzung ist eine Beeinträchtigung dieses Gewässers 
nicht zu erwarten. 
 
Weidetümpel / Zierteich 
Als Stillgewässer bestehen im Änderungsbereich ein künstlich angelegter Weidetümpel auf 
der nordöstlichen Teilfläche sowie ein Zierteich im Bereich des nördlich gelegenen Wohn-
grundstücks. Diese beiden Gewässer fallen nicht unter die Vorschriften des § 28a NNatG. 
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3.3.2 Grundwasser 
 
Beim Grundwasser (GW) handelt es sich um einen geschlossenen Grundwasserkörper mit 
einer Mächtigkeit von über 8 Metern, dessen maximal zu erwartender GW-Stand mit ca.  
52,5 m ü. NN angegeben wird. 
 
Genauere Angaben über die im Verlauf eines Jahres auch über längere Zeitabschnitte statt-
findenden Bewegungen des Grundwasserspiegels setzen eine langjährige Beobachtung des 
Grundwassers voraus. Für das o.a. Gebiet können 2 Grundwassermessstellen (GWM) für 
die Ermittlung der tiefsten und höchsten GW-Stände herangezogen werden: 
 

Standort Weidkamps-  nördlich  
haide 17  Weidkämpe 

___________________________________________________________________________ 
Abl. seit 02.01.1967  06.11.2003 
GOK  54,39 m ü. NN  57,01 m ü. NN 
HGW  53,13 m ü. NN(1970) 53,58 m ü. NN 
TGW  51,36 m ü. NN  52,95 m ü. NN 

GOK = Geländeoberkante; HGW = Höchstes gemessenes GW; TGW = Tiefstes gemessenes GW; * = GW durch GW-Absenkung beeinflusst 

 
Eine Interpolation der maximal gemessenen Grundwasserstände im Jahr 2003 an den o. a. 
GWM und anderen GWM im Umfeld ergibt einen maximal gemessenen Grundwasserstand 
von ca. 53,20 m ü. NN im Bereich des Laher Grabens und ca. 52,8 m ü. NN an der West-
grenze der Bebauungsplanänderung. 
 
Je nach Höhenlage innerhalb des Untersuchungsgebietes kann es in feuchten Monaten 
(meistens Februar bis April) zu einem höchsten Grundwasserstand von wenigen Dezimetern 
kommen. Dieser ist bei der Planung von unterkellerten Gebäuden zu beachten. Hier sind 
konstruktive Maßnahmen gegen Kellervernässung (z.B. weiße Wanne) vorzusehen. Ein Ab-
leiten des hoch anstehenden Grundwassers mittels Drainagen in das öffentliche Entwässe-
rungssystem ist nicht zulässig. 
 
Die generelle GW-Fließrichtung zeigt nach Westen, im südlichen Bereich auch nach Süd-
westen. 
 
Die Geländehöhe liegt im Bereich der Straße Riethorst bei ca. 55,0 m ü. NN, an der Ost-
grenze der Bebauungsplanänderung ist eine Höhe von ca. 53,4 m ü. NN angegeben. 
 
Sofern im Zusammenhang mit Bautätigkeiten das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten 
oder Ableiten von Grundwasser erforderlich ist und damit eine Grundwasserbenutzung statt-
findet, bedarf es grundsätzlich einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 
 
Erlaubnisfrei ist lediglich die vorübergehende Grundwasserbenutzung (Absenkung während 
der Baumaßnahme) in einer geringen Menge (insgesamt weniger als 5.000 m³).  
 
3.3.3 Niederschlagswasserversickerung 
 
Eine Niederschlagsversickerung ist aufgrund der geringen Grundwasserflurabstände (höchs-
ter Grundwasserstand wenige Dezimeter unter Geländeoberkante) kritisch und wird daher 
nicht festgesetzt. 
 
Bei den zu entwässernden Flächen handelt es sich um die Dachflächen des geplanten Büro-
gebäudes sowie um die herzustellenden Parkplatzflächen. 
 
Zu prüfen wäre die Möglichkeit das auf der Parkplatzfläche anfallende Niederschlagswasser 
dezentral über Mulden im Parkplatzbereich zu versickern. Eine Ableitung von Nieder-
schlagswasser aus dem Parkplatzbereich in den Laher Graben kann wasserbehördlicher-



 23

seits auch bei vorgeschalteten Rückhaltemulden wegen fehlender Vorreinigung nicht favori-
siert werden. 
 
Die Dachflächenentwässerung könnte bei Berücksichtigung der Abflussbegrenzung von  
3 l/sec.*ha in den Laher Graben erfolgen; d.h. dort wären vor Einleitung in den Laher Graben 
Rückhaltemulden ausreichend und sinnvoll. 
 
3.3.4 Hochwasserschutz 
 
Der Änderungsbereich ist nördlich der Straße Riethorst unmittelbar am Laher Graben (Ge-
wässer II. Ordnung) gelegen, der als nördliche Fortsetzung des Wietzegrabens diesen mit 
der Wietze verbindet. Daher ergibt sich grundsätzlich die Frage, ob der Änderungsbereich im 
Einwirkungsbereich von möglichen Hochwasserereignissen liegt. 
 
Das Niedersächsische Wassergesetz (NWG) bestimmt, dass die Neufestsetzung der Über-
schwemmungsgebiete auf der Grundlage eines statistisch zu erwartenden hundertjährlichen 
Hochwassers (sog. HQ100) erfolgt. Diese Neufestsetzung erfolgt in drei Stufen. 
 
In der ersten Stufe ist mit Verordnung des Landes Niedersachsen vom 26.11.2007 über die-
jenigen Gewässer und Gewässerabschnitte, bei denen durch Hochwasser nicht nur gering-
fügige Schäden entstanden oder zu erwarten sind, auch der Laher Graben in seiner gesam-
ten Länge zwischen A 37 und Einmündung in die Wietze aufgeführt. Insofern ist grundsätz-
lich der Belang des vorbeugenden Hochwasserschutzes in der vorliegenden Bauleitplanung 
beachtlich. 
 
In der zweiten Stufe sind gemäß NWG die Abgrenzungen des HQ100 für die mit der o.g. Ver-
ordnung bestimmten Gewässer und Gewässerabschnitte vom gewässerkundlichen Landes-
dienst (Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz, 
NLWKN) zu ermitteln. Mit der Veröffentlichung der in Arbeitskarten darzustellenden Ergeb-
nisse tritt eine vorläufige Sicherung in Kraft mit denselben rechtlichen Wirkungen wie bei 
einem gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet (Planungsverbot, Vorbehalt der 
wasserrechtlichen Genehmigung für bauliche Anlagen). 
 
Auf der Grundlage der vom NLWKN getroffenen Feststellungen wird in der dritten Stufe das 
Überschwemmungsgebiet von der zuständigen Behörde, hier die Region Hannover, per Ver-
ordnung festgesetzt. 
 
Nach den vorliegenden Informationen zum vom NLWKN zu bewältigenden Arbeitsprogramm 
ist die Ermittlung des HQ100 für den Laher Graben bis zum voraussichtlichen Abschluss der 
im Zusammenhang mit der Ansiedlung der "Zentrale HDI-Gerling" durchzuführenden Bau-
leitplanverfahren auf jeden Fall nicht zu erwarten. Zur Einschätzung der Wahrscheinlichkeit 
einer Betroffenheit des Plangebiets durch ein HQ100 wurde daher von der Landeshauptstadt 
Hannover selbst bzw. in ihrem Auftrag durch Ableitung aus vorhandenen Daten eines HQ10 
eine hydraulische und hydrogeologische Betrachtung im Hinblick auf ein Bemessungshoch-
wasser HQ100 vorgenommen. Für die hydrologische Berechnung wurde das Kalinin-Miljukov-
Verfahren angewandt. Die Wasserspiegellinienberechnung wurde gemäß dem Stand der 
Technik nach dem Merkblatt 220 der DWA (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall e.V.) durchgeführt. Die hierbei angewandten Berechnungsverfahren basie-
ren auf Lösungsansätzen, aus denen sich die Möglichkeit ergibt, Fließzustände im Fließge-
wässer sowie im Vorland zuverlässig zu berechnen. Die Wasserspiegellagen wurden mit der 
Barthauer Software Renat 5.0 berechnet. Das Ergebnis dieser Ermittlung ist eine prognosti-
sche Berechnung, die einem HQ100 nahe kommt. Außerdem wurden im Planbereich die Ge-
ländehöhen aktuell aufgenommen. Daraus ergibt sich für den weitaus überwiegenden Ände-
rungsbereich, dass er höher gelegen ist als die für ein relevantes Hochwasserereignis ermit-
telte Wasserspiegelhöhe von 53,42  m über NN. 
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Lediglich im äußersten nördlichen Teil des nach Norden hin abfallenden Geländes des Ände-
rungsbereichs könnte es - sofern die Feststellungen der Begutachtung durch die Ermittlun-
gen des NLWKN bestätigt werden - wegen des an der Grundstücks- und Plangrenze teilwei-
se wenige Zentimeter (im Maximum 10 cm, im Minimum 3 cm) unter der errechneten Was-
serspiegelhöhe liegenden Geländes zu einer geringfügigen Überschwemmung kommen. 
Sofern danach in der Zukunft im Plangebiet Retentionsraum in Anspruch genommen werden 
soll, ist angesichts der prognostizierten Geringfügigkeit und der örtlichen Situation ein orts- 
und zeitnaher Ausgleich gut möglich. Desgleichen zeigt der Abgleich der errechneten Was-
serspiegelhöhe mit aktuellen topografischen Daten eine geringfügige Hochwasserbeeinflus-
sung am östlichen Rand des Plangebiets außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche im 
Bereich des hier bisher vorhandenen künstlich angelegten Weidetümpels. Nach ohnehin 
vorgesehenem und in Kürze erfolgendem Ausbau des Fuß- und Radweges (u.a. bauliche 
Erhöhung) entlang des Laher Grabens wird eine Beeinflussung des Ansiedlungsgeländes 
durch ein höheres Hochwasser in der Größenordnung eines HQ100 nach den vorliegenden 
Erkenntnissen nicht mehr gegeben sein. 
 
Diese Aussagen können allerdings nicht auf Hochwasserereignisse übertragen werden, die 
über ein HQ100-Hochwasser hinausgehen. Der Vollständigkeit halber wird daher auf die all-
gemeine Verpflichtung aus § 92 NWG hingewiesen, nach der die Grundstückseigentümer im 
Rahmen des ihnen Möglichen und Zumutbaren geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz 
vor Hochwassergefahren und zur Schadensminderung zu treffen haben. 
 
Unter den o.a. Gesichtspunkten ist die vorgesehene Planung mit den Belangen des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes vereinbar. 
 
 
3.4 Energieversorgung und Wärmeschutz 
 
Die Landeshauptstadt Hannover hat sich die Verminderung der CO2-Emissionen in der Stadt 
Hannover zum Ziel gesetzt. Bausteine zu diesem Ziel sind die Verbesserung des baulichen 
Wärmeschutzes, die vermehrte Energieversorgung durch Kraft-Wärme-Kopplung sowie eine 
aktive und passive Nutzung der Sonnenenergie. 
 
Ein effektives Mittel zur langfristigen Energieeinsparung ist der Bau von energetisch hochef-
fizienten Gebäuden, die deutlich höhere Anforderungen an die Wärmedämmung stellen, als 
dies gesetzlich vorgeschrieben ist. Eine Minimierung des elektrischen Strombedarfs können 
die Bauherren durch einen hohen Effizienzgrad der Anlagetechnik erreichen. 
 
Der Investor hat sich bereits von der städtischen Klimaschutzleitstelle bzw. vom Enercity 
Fonds proKlima in energetischen Fragen beraten lassen mit dem Ziel, das Bauvorhaben un-
ter Berücksichtigung von etwaigen Fördergeldern in energetisch hoch effizienter Bauweise 
und Technik zu errichten. Das Ergebnis dieser Gespräche wurde in Protokollen festgehalten. 
Diese sind dem Städtebaulichen Vertrag als Anlagen beigefügt. Danach verpflichtet sich der 
Investor zu Folgendem: 
 

• Anschluss an das Fernwärmenetz; 
• Einbau effizienter Lüftungssysteme mit Wärmerückgewinnung; im Zuge der aktuellen 

Planungsphase wird geprüft, die Klimakälte dabei (mittels einer DEC-Lüftung) aus der 
Fernwärme zu erzeugen; 

• Unterschreitung der gesetzliche Standards der Energieeinsparverordnung (EnEV) zur 
Reduzierung von Wärmeverlusten; 

• Untersuchung des Einsatzes von Photovoltaikmodulen auf und an dem Gebäude im 
Zuge der aktuellen Planungsphase. 
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3.5 Altlasten 
 
Für die Untersuchung der Altlastenthematik ist ein Baugrundgutachten (3) sowie eine darin 
enthaltene Expertise (4) über Bodenuntersuchungen durchgeführt worden, die die Basis für 
die Altlastenbewertung bilden: 
 
 
3.5.1 Sondergebiet Pferdehaltung und betriebsbeding tes Wohnen 
 
Das nördlich gelegene Sondergebiet Pferdehaltung und betriebsbedingtes Wohnen wurde 
bisher ausschließlich in der ausgewiesenen Form genutzt. Andere Nutzungen mit umweltre-
levantem Hintergrund sind nicht bekannt bzw. nach der Kartenauswertung auch nicht abzu-
leiten. Nicht auszuschließen ist, dass sich in diesem Teilbereich auch anthropogene Auffül-
lungen befinden. Es liegen jedoch keine Hinweise auf eine Beeinträchtigung der bestehen-
den Nutzung vor. Bodenuntersuchungen sind deshalb erst im Fall einer Nutzungsänderung 
durchzuführen. 
 
3.5.2. Sondergebiet Büro und Verwaltung 
 
Gebäuderückbau / Gebäude- und Bodenmanagement 
Es wird darauf hingewiesen, dass Schadstoffe, wie z.B. Kondensatoren, Transformatoren, 
Leuchtstoffe, asbesthaltiges Material, Teerpappen, Tankanlagen usw. nach Maßgabe der 
geltenden Bestimmungen (Abfallgesetz) bzw. Technischen Richtlinien für Gefahrstoffe 
(TRGS) fachgerecht entfernt, getrennt gelagert und danach einer hierfür geeigneten Entsor-
gung oder Wiederverwertung zugeführt werden müssen. Es wird hierfür ein baubegleitendes 
Boden- und Rückbaumanagement, vorzugsweise durch einen Altlastensachverständigen 
empfohlen. Durch die obigen Maßnahmen werden in der Regel Kosten eingespart und Mehr-
fachentsorgungen vermieden. Das gleiche gilt für die Trennung von Baustellenabfällen im 
Sinne der Verordnung über den Umgang mit Baustellenabfällen, wie z.B. Holz, Kunststoffe, 
mineralische Abfälle usw., die einer getrennten Verwertung zugeführt werden müssen. 
 
Mineralöl-Verunreinigung 
Im westlichen Teil des bisherigen Gartenfachmarkts wurde an der nördlichen Grenze einer 
befestigten Parkplatzfläche eine Bodenverunreinigung mit Mineralöl-Kohlenwasserstoffen 
(MKW) festgestellt. Sie steht vermutlich im Zusammenhang mit einer Heizungsanlage der 
ehemaligen Gewächshäuser des Gartenfachmarktes, die sich in etwa dort befunden haben. 
Die belasteten Bereiche wurden teilweise ausgekoffert und der verunreinigte Boden entsorgt. 
Es muss davon ausgegangen werden, dass sich noch Reste der MKW-Verunreinigungen im 
Boden befinden. Eine Gefahr für die derzeitige Nutzung des Grundstücks geht von den 
Restbelastungen nicht aus, da ein Kontakt mit zu schützenden Gütern nicht besteht. Gleich-
wohl ist bei Bauarbeiten in dem auffälligen Bereich auf ggf. noch bestehende Restbelastun-
gen durch MKW im Wege fachgutachterlicher Beobachtungen zu achten und belasteter Bo-
den einer dafür zugelassenen Entsorgung oder Verwertung zuzuführen. 
 
Auffüllung 
In diesem Teil des Plangebietes ist flächendeckend eine Auffüllung in unterschiedlichen 
Mächtigkeiten vorhanden. In einigen Bereichen weist die Auffüllung Belastungen mit polycyc-
lischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) und/oder Schwermetallen (Chrom und 
Kupfer) auf. Im Rahmen der Bauarbeiten für das geplante Neubauprojekt werden umfangrei-
che Bodenbewegungen getätigt. Es ist davon auszugehen, dass die Auffüllung hierbei ent-
fernt wird. Gemäß den Festlegungen im städtebaulichen Vertrag sind die Arbeiten fachgut-
achterlich zu begleiten und zu dokumentieren. Sofern Auffüllmaterial auf dem Grundstück 
verbleibt, sind weitere Bodenuntersuchungen in Abstimmung mit der Landeshauptstadt Han-
nover, Bereich Umweltschutz durchzuführen. 
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Spielplatz Betriebskindertagesstätte 
Sofern im Außenbereich der Kindertagesstätte die vorhandene Auffüllung nicht entfernt wird, 
ist dieser Bereich einer gesonderten Untersuchung in Anlehnung an die Vorgaben der Bun-
desbodenschutz-Verordnung zu unterziehen. Der Untersuchungsumfang ist mit dem Bereich 
Umweltschutz abzustimmen und der Bericht zur Prüfung vorzulegen. Als Bewertungsmaß-
stab gelten die Vorsorgewerte der Landeshauptstadt Hannover. Außerdem muss der vor-
handene Boden frei von organoleptischen Auffälligkeiten, wie z.B. Gerüchen, Verfärbungen 
oder Fremdbestandteilen sein.  
 
Es wird darauf verwiesen, dass vor und während der Bauarbeiten die vorgesehene Spielflä-
che nicht nachteilig, z.B. durch Verdichtung und Verunreinigung des Bodens verändert wird. 
Insofern ist die Lagerung von Baumaterial und -maschinen, Baufahrzeugen sowie von was-
sergefährdenden Flüssigkeiten auszuschließen. 
 
Wird die vorhandene Auffüllung im Außenbereich der Kindertagesstätte entfernt, so ist dieser 
mit analytisch nachgewiesen sauberem und organoleptisch unauffälligem Material aufzufül-
len. 
 
3.6 Kampfmittel 
 
Nach Mitteilung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes weisen die Luftbildaufnahmen aus 
dem Zweiten Weltkrieg eine Bombardierung des Gebietes der Bebauungsplanänderung auf. 
Es ist daher davon auszugehen, dass dort noch Bombenblindgänger vorhanden sein kön-
nen, von denen eine Gefahr ausgehen kann. Insbesondere handelt es sich um sechs im  
nördlichen und mittleren Bereich der Bebauungsplanänderung gelegene Teilflächen sowie 
um eine Fläche an der Westseite des Laher Grabens, bei denen Bombardierungen bzw. 
Kriegseinwirkungen vermutet werden. Die Baumaßnahmen werden, wie im städtebaulichen 
Vertrag geregelt, in den Verdachtsbereichen daher kampfmitteltechnisch begleitet; im An-
schluss wird die Freigabe der Flächen beim Kampfmittelbeseitigungsdienst beantragt. 
 
Sollten bei einer Sondierung Bombenblindgänger oder andere Kampfmittel festgestellt wer-
den, ist die zuständige Behörde (Kampfmittelbeseitigungsdienst Niedersachsen, Dezernat 
23, Zentrale Polizeidirektion Hannover) zu benachrichtigen. 
 
 
4. Städtebaulicher Vertrag 
 
Der zwischen der Landeshauptstadt Hannover und dem Investor abgeschlossene Städte-
bauliche Vertrag legt die nicht im Bebauungsplanverfahren regelbaren Punkte fest. Es wur-
den u.a. Vereinbarungen zu folgenden Themen geschlossen: 
 

• Planungs- und Gutachterkosten, 
• Schutz der Nachbarschaft vor Bautätigkeiten, 
• Altlastenbeseitigung / Bauschuttaufbereitung, 
• Energiekonzept, 
• Ausgleichsmaßnahmen, 
• Freiflächenplanung, 
• Erschließung entlang Laher Graben und Abstandsbaulasten, 
• Verkehrslenkende Maßnahmen, 
• Schutz vor Verkehrslärm. 
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5. Kosten für die Stadt 
 
Der Stadt entstehen durch die Herstellung der öffentlichen Verkehrsfläche entlang des Laher 
Grabens zur Erschließung des Sondergebietes Pferdehaltung und betriebsbedingtes Woh-
nen Kosten in Höhe von ca. 38.000,- €. Hierzu sind im Städtebaulichen Vertrag weiterfüh-
rende Regelungen getroffen. 
 
 
6. Fachgutachten 
 
(1) Planungsgutachten zum Neubau der Zentrale der HDI-Gerling Sachversicherungsgrup-

pe in Hannover, Witte Projektmanagement GmbH, Hamburg, 2007/2008, 
(2) Schalltechnische Stellungnahme zur geplanten verkehrlichen Erschließung eine Grund-

stücks in Hannover - Lahe, Bonk - Maire - Hoppmann GbR, Garbsen, 02.07.2008, 
(3) Neubau Konzernzentrale HDI, Riethhorst 19, Hannover - Lahe, Geotechnischer Bericht - 

Baugrundbeurteilung -, Schnack & Partner, Institut für Erd- und Grundbau, Hannover, 
05.10.2007, 

(4) BV Neubau HDI Versicherungen, Meisert-Grundstück, Riethorst 19, Hannover - Lahe, 
Boden- und Asphaltuntersuchungen, UKON Umweltdienste, Hannover, 04.10.2007, 

(5) Verkehrsuntersuchung zum Neubau der Zentrale HDI-Gerling Sachversicherungsgrup-
pe, SHP Ingenieure, Hannover, November 2007, 

(6) Verkehrsuntersuchung zur Neubebauung des Geländes Samen Meisert in Hannover-
Lahe, SHP Ingenieure, Hannover, August 2008. 

(7) Fauna, Biotoptypen und Baumbestand, Abia GbR, September 2008 
(8) Schalltechnisches Gutachten zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. 389 der Stadt 

Hannover, Bürostandort HDI-Gerling, Bonk - Maire - Hoppmann GbR, Garbsen, 
14.08.2008 

 
 
Diese Gutachten sind bei der Landeshauptstadt Hannover, Fachbereich Planen und Stadt-
entwicklung, Bereich Stadtplanung im Planungsbezirk Nord einzusehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung des Entwurfes Der Rat der Landeshauptstadt 
aufgestellt Hannover hat der Begründung 
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, des Entwurfes am 22.01.2009 
Dezember 2008 zugestimmt. 
 
 
 
 
 
 
gez. Heesch 
(Heesch) gez. Seinige 
Fachbereichsleiter Städtischer Oberrat 
 
 
 61.11/09.12.2008 
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Die Begründung des Entwurfes wurde zum Satzungsbeschluss überarbeitet. Dabei wurden 
insbesondere die Abschnitte 2.3.1 Erschließung des Sondergebiets Pferdehaltung und be-
triebsbedingtes Wohnen, 2.4 Versorgung, 3.3.4 Hochwasserschutz und 3.5 Altlasten aktuali-
siert und ergänzt. 
 
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung Der Rat der Landeshauptstadt 
März 2009 Hannover hat der Begründung der 
 Satzung am 
 zugestimmt. 
 
 
 
 
(Heesch) 
Fachbereichsleiter 
 
 
 61.11/31.03.2009 


